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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Stimmung in der Bevölkerung

Nach wie vor grösste Sorge der Schweizer Bevölkerung war im Berichtjahr die Angst vor
dem Verlust des Arbeitsplatzes. Seit elf Jahren findet sich die Sorge um Arbeitslosigkeit
im Sorgenbarometer, einer im Auftrag der Crédit Suisse bei jeweils rund 1000 Personen
von gfs.bern durchgeführten Langzeitbefragung, auf Platz eins; allerdings war der Anteil
der Befragten im Vergleich zum Vorjahr relativ deutlich von 49% auf 44% gesunken, was
seit 2000 den geringsten Anteil darstellte. In der Westschweiz (52%) war die Sorge um
einen Jobverlust dabei nach wie vor grösser als in der Deutschschweiz (40%), der
Sprachgraben hatte sich aber im Vergleich zum Vorjahr verkleinert. Unverändert an
zweiter Stelle lag die Sorge um die Zuwanderung und die damit verbundenen
Integrationsfragen (37%; 2012: 37%), gefolgt von Ängsten um die Altersvorsorge (29%;
2012: 32%), von den Sorgen um das Asylwesen (28%; 2012: 32%) und von den Sorgen um
die persönliche Sicherheit (24%; 2012: 21%), die vor allem von Frauen und Männern im
Pensionsalter geäussert wurden. Weiterhin rückläufig waren auch die Ängste um das
Gesundheitswesen, die während Jahren einen der drei Spitzenplätze eingenommen
hatten; 2013 gaben aber lediglich noch 21% der Befragten an, sich um das
Gesundheitswesen zu sorgen (2012: 30%). 1

ANDERES
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN

Rechtsordnung

Privatrecht

Im März legte eine vom EJPD eingesetzte Expertengruppe aus Vertreterinnen und
Vertretern von Frauenschutzorganisationen im Erotikbereich, der Sozialpartner, der
Kantone sowie der betroffenen Bundesstellen einen Bericht zur Verbesserung der
rechtlichen Rahmenbedingungen der im Erotikgewerbe tätigen Frauen vor. Bei den 26
vorgeschlagenen Massnahmen werden Instrumenten wie der Aufhebung der
Sittenwidrigkeit von Prostitutionsverträgen und der Abschaffung des Cabaret-
Tänzerinnen-Status der Vorzug gegenüber dem in anderen Ländern eingeführten
Prostitutionsverbot gegeben. 2

ANDERES
DATUM: 24.03.2014
NADJA ACKERMANN

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftspolitik

Die auf einem für die Schweiz ungewohnt hohen Niveau verharrende Arbeitslosigkeit
und die fortschreitende Globalisierung der Wirtschaft verstärkten die Sorge um die
Konkurrenzfähigkeit der Schweiz im internationalen Standortwettbewerb. Immerhin
wurden die von der Landesregierung nach der EWR-Abstimmung eingeleiteten
Massnahmen zur "Revitalisierung" der Wirtschaft zügig weiter verfolgt. In einer
Zwischenbilanz stellte das Bundesamt für Konjunkturfragen fest, dass von den
insgesamt 44 Vorschlägen, welche die vom Bundesrat eingesetzte Arbeitsgruppe "de
Pury" im Jahre 1992 formuliert hatte, rund zwei Drittel realisiert resp. auf dem Weg der
Umsetzung seien. Im Berichtsjahr verabschiedete das Parlament das totalrevidierte
Kartellgesetz sowie die beiden neuen Gesetze über den Binnenmarkt resp. über die
Vermeidung von technischen Handelshemmnissen. 3

ANDERES
DATUM: 03.10.1995
HANS HIRTER
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Konjunkturlage- und politik

Die schweizerische Konjunktur bewegte sich im Gleichschritt mit derjenigen des Euro-
Raumes. Die im ersten Halbjahr gehegte Hoffnung auf einen Wiederaufschwung
verflüchtigte sich vom Sommer an. Das reale Brutto-Inlandprodukt stagnierte nach
ersten Schätzungen mit einer Zuwachsrate von 0,1% beinahe (2001: 0,9%). Die
Unsicherheit über die zukünftige Entwicklung hatte eine weitere Schrumpfung der
Ausrüstungsinvestitionen zur Folge (-10,7%), und die im Vorjahr stark angewachsenen
Exporte von Waren und Dienstleistungen nahmen nur noch um 0,4% zu. Die
Exportwirtschaft litt stark unter der eingebrochenen Nachfrage aus dem Euro-Raum
und dabei insbesondere aus dem wirtschaftlich stagnierenden Deutschland. Noch
stärker als die Ausfuhren gingen allerdings die realen Importe zurück (-2,6%). Als
Konjunkturstützen wirkten weiterhin der private und der öffentliche Konsum (+0,9%
resp. 1,9%), wobei deren Zuwachsraten deutlich unter dem Vorjahreswert blieben. Die
Handelsbilanz schloss mit einem geschätzten Überschuss von 4,5 Mia Fr. ab. Gemäss
ersten Schätzungen erreichte der Aktivsaldo der Dienstleistungsbilanz 24,9 Mia Fr. und
der Überschuss in der Ertragsbilanz stieg auf 49,6 Mia Fr. (2001: 38 Mia Fr.).

Die anhaltende Konjunkturflaute verschärfte die Situation auf dem Arbeitsmarkt. Der
Stellenabbau, welcher im dritten Quartal 2001 eingesetzt hatte, hielt weiter an. Die Zahl
der Beschäftigten schrumpfte im Jahresmittel um 0,4%. Hart davon betroffen war die
verarbeitende Industrie (-2,5%), während der Dienstleistungssektor eine im Vergleich
zum Vorjahr zwar kleinere, aber immerhin noch positive Wachstumsrate auswies (0,4%).
Die Zahl der registrierten Arbeitslosen stieg kontinuierlich an, um im Dezember den
Höchststand von 129'000 zu erreichen (Ende 2001: 79'500). Die saisonbereinigte
Arbeitslosenquote erhöhte sich im Jahresmittel auf 2,8% (2001: 1,9%); im Dezember
betrug sie 3,3% (Dezember 2001: 2,2%). Da vor allem im Kanton Zürich eine starke
Zunahme der Arbeitslosigkeit registriert wurde, glichen sich die Unterschiede zwischen
den Sprachregionen etwas aus. Die Quoten waren mit 4,6% resp. 4,8% im Dezember in
der französischsprachigen Schweiz und im Tessin aber immer noch deutlich höher als
in der Deutschschweiz (3,2%). Bei den ausländischen Erwerbstätigen war sie mehr als
doppelt so hoch als bei den schweizerischen. In dieser Zahl sind die in Weiterbildungs-
und Arbeitsprogrammen integrierten Arbeitslosen nicht enthalten. Die für
internationale Vergleiche konzipierte Sake-Erhebung, welche diese Personen auch
berücksichtigt, wies für das 2. Quartal 2002 eine Arbeitslosenquote von 2,9% aus.

Die am Landesindex der Konsumentenpreise gemessene Teuerung nahm 2002 im
Jahresmittel um 0,6% zu und war damit tiefer als im Vorjahr, wo sie 1,0% betragen
hatte. Erneut hatten ausschliesslich die Preise der inländischen Waren und
Dienstleistungen zur Inflation beigetragen (+1,4%), der Konsumentenpreisindex für
Importgüter bildete sich nicht zuletzt wegen des gestiegenen Frankenkurses um weitere
1,7% zurück. Der Index der Produzenten- und Importpreise sank um durchschnittlich
1,2%. Das BfS publizierte im Dezember zum ersten Mal Indexzahlen, welche dem
unterschiedlichen Konsumverhalten einzelner sozialer Gruppen (Rentner,
Alleinerziehende, Familien mit Kindern etc.) Rechnung tragen. Ein derartiger
differenzierter Teuerungsindex war im Jahr 2000 vom Parlament mit der Überweisung
einer Motion Cottier (cvp, FR) gefordert worden. Obwohl bei der Zusammensetzung des
Warenkorbs zwischen den einzelnen sozialen Gruppen durchaus Differenzen bestehen,
blieben die Auswirkungen auf die Entwicklung des Teuerungsindexes gering. 4

ANDERES
DATUM: 01.01.2002
HANS HIRTER

Nach der Beendigung des Irak-Kriegs begann sich die Weltwirtschaft im Sommer
wieder zu erholen. Wichtige Impulse gingen dabei von der amerikanischen Wirtschaft
und von den Schwellenländern Asiens, insbesondere China aus. Diese Entwicklung
wurde durch die weiterhin vorwiegend expansive Geldpolitik der Industrieländer
gestützt. In Europa – Ausnahme Grossbritannien – setzte der Konjunkturaufschwung
allerdings wesentlich zögerlicher ein. In Deutschland verharrte das reale
Bruttoinlandprodukt auf dem Vorjahresstand und in Frankreich fiel das Wachstum sehr
bescheiden aus. Höhere Wachstumsraten wiesen hingegen die meisten süd-, mittel-
und osteuropäischen Volkswirtschaften aus. Auch in wichtigen Staaten Lateinamerikas
(u.a. Brasilien und Argentinien) belebte sich die Konjunktur. Trotz steigender
Energiepreise sanken die Inflationsraten auf Konsumentenstufe in den meisten
Industrieländern erneut. Etwas höher als im Vorjahr lag die Teuerung in den USA und in
Grossbritannien (2,3% resp. 2,8%), leicht tiefer im Euro-Raum (2,1%). Noch kaum
Auswirkungen hatte der wirtschaftliche Aufschwung auf die Beschäftigungslage. Im
Jahresmittel verzeichneten von den grossen Industriestaaten nur gerade
Grossbritannien und Japan (5,0% resp. 5,3%) einen Rückgang der Arbeitslosenquote. In

ANDERES
DATUM: 01.01.2003
HANS HIRTER
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den USA stieg diese auf 6,1%, in der Euro-Zone gar auf 8,8% an. 5

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

Die SBB boten Studierenden an, sie zu Lokomotivführern auszubilden. Nach einer 35
Wochen dauernden Schulung sollen sie zu Spitzenzeiten und an Wochenenden zur
Entlastung der Vollzeit-Lokomotivführer auf S-Bahnlinien zum Einsatz kommen. Die
Bahnangestellten kritisierten dieses Ansinnen; sie befürchteten Lohndumping und
einen Verlust an Sicherheit. 6

ANDERES
DATUM: 20.04.2006
MAGDALENA BERNATH

Post und Telekommunikation

La détermination des syndicats et des employés, les oppositions régionales et le
désaveu tardif de Moritz Leuenberger ont obligé La Poste à renoncer définitivement
aux projets de trois et de cinq centres. La direction a décidé d’entamer des
discussions avec les cantons et les syndicats afin de mettre sur pied pour le printemps
2003, un nouveau projet qui tienne compte des impératifs de politique du personnel,
des exigences de politique régionale et des répercussions sur l’environnement. Les
syndicats ont accueilli avec satisfaction la nouvelle, mais ont réitéré leur volonté
d’éviter les licenciements et l’abandon des régions hors de l’axe est-ouest. En cas
d’échec des négociations, la grève serait réactivée. 7

ANDERES
DATUM: 27.11.2002
PHILIPPE BERCLAZ

Suite au blocage des négociations salariales, le Syndicat de la communication et
Transfair ont appelé le personnel postal à descendre début novembre dans la rue, afin
de manifester pour une hausse de salaire de CHF 175 par mois. 3'000 employés de La
Poste ont répondu à cet appel en défilant à Berne. La négociation entre La Poste et les
syndicats a finalement abouti. 8

ANDERES
DATUM: 23.11.2005
PHILIPPE BERCLAZ

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Bis weit in die erste Jahreshälfte 1990 war die Arbeitsmarktlage durch eine
beträchtliche Übernachfrage nach Arbeitskräften charakterisiert, die sich in einem
überdurchschnittlichen Beschäftigungswachstum – 1,7% gegenüber dem ersten Quartal
1989 – manifestierte. Die Nachfrage überstieg das inländische Arbeitsangebot bei
weitem und konnte wie in den Vorjahren nur durch die Rekrutierung ausländischer
Arbeitskräfte einigermassen abgedeckt werden. Der Arbeitslosenbestand reduzierte
sich auf ein äusserst tiefes Niveau und umfasste schliesslich zur Hauptsache nur mehr
sehr schwer vermittelbare stellenlose Arbeitssuchende.

Die einsetzende konjunkturelle Verflachung widerspiegelte sich dann aber rasch in der
Entwicklung der Arbeitsnachfrage. Seit dem zweiten Quartal schwächte sich das
Wachstum der Beschäftigung wenn nicht deutlich, so doch sukzessive ab. Im 4.
Quartal war die Beschäftigung in der Industrie gar leicht rückläufig, während im
Dienstleistungssektor eine gegenüber 1989 leicht verminderte Zunahme anhielt.
Gleichzeitig beschleunigte sich der im April erstmals festgestellte Rückgang der Zahl der
offenen Stellen auf das Jahresende hin.. Von der beschleunigten Zunahme der
Arbeitslosigkeit waren vor allem die Westschweizer Kantone Genf, Wallis, Neuenburg,
Waadt und etwas abgeschwächter der Jura sowie der Kanton Tessin betroffen. 9

ANDERES
DATUM: 30.12.1990
MARIANNE BENTELI
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Mit Genugtuung nahm der Bundesrat zur Kenntnis, dass die Schweiz für ihre
erfolgreiche Arbeitsmarktpolitik der letzten Jahrzehnte den deutschen Carl-
Bertelsmann-Preis 1991 erhielt. Er verdoppelte die Preissumme von 100 000 Mark
(rund 85 000 Fr.) aus Bundesmitteln, um damit zwei Schweizer Projekte in der
Tschechoslowakei zu unterstützen. 10

ANDERES
DATUM: 05.09.1991
MARIANNE BENTELI

Die verschlechterte wirtschaftliche Lage zeigte rasch Auswirkungen auf den
Arbeitsmarkt. Während im ersten Quartal die Beschäftigung im Vergleich zum Vorjahr
noch leicht anstieg und im zweiten Quartal stagnierte, setzte in der zweiten
Jahreshälfte ein Rückgang ein, welcher im vierten Quartal -0,9% erreichte. Im
Jahresmittel zählte man 0,3% weniger Beschäftigte als im Vorjahr. Damit ging eine
siebenjährige Wachstumsperiode zu Ende, während der rund 300 000 neue
Arbeitsplätze geschaffen worden waren. Der Dienstleistungsbereich konnte zwar noch
einen leichten Zuwachs der Beschäftigung verzeichnen, im 2. Sektor kam es jedoch zu
einem Abbau von 1,9%. Am stärksten war dabei das Baugewerbe (-2,3%) betroffen, aber
auch in der verarbeitenden Produktion (-1,7%) kam es zu einem spürbaren Rückgang
der Beschäftigung. 11

ANDERES
DATUM: 30.12.1991
MARIANNE BENTELI

Wie aus einer jedes Jahr durchgeführten repräsentativen Befragung hervorging, ist die
Arbeitslosigkeit zum grössten Problem der Schweizerinnen und Schweizer geworden
und hat die in den Vorjahren zuerst genannten Themen Asylwesen, Drogen und Umwelt
auf die nachfolgenden Plätze verdrängt. Vor Jahresfrist hatte die Arbeitslosigkeit noch
den achten Rang eingenommen. Besonders sensibilisiert zeigte sich die Romandie, wo
81% der Befragten die Arbeitslosigkeit als vordringlichstes Problem nannten gegenüber
71% im Tessin und 70% in der Deutschschweiz. 12

ANDERES
DATUM: 10.11.1992
MARIANNE BENTELI

Im Berichtsjahr wurde verstärkt Wert auf aktive Präventionsmassnahmen gesetzt. Rund
110 000 Personen kamen in den Genuss von Kursen zur Aus- und Weiterbildung sowie
zur Umschulung. Seit der Annahme des dringlichen Bundesbeschlusses kann der Bund
auch Programme zur vorübergehenden Beschäftigung von Arbeitslosen anstatt wie
bisher zu 50% neu zu 85% und in Ausnahmefällen sogar zu 100% subventionieren.
Allerdings zeigte sich, dass es nicht immer einfach war, ein geeignetes Einsatzfeld zu
finden, da die Beschäftigungsprogramme nicht die private Wirtschaft konkurrenzieren,
nicht normale Verwaltungsarbeiten der Kantone und Gemeinden auf Arbeitslose
umlagern und nicht blosse Beschäftigungstherapie sein dürfen. Mit einer
Gesamtsumme von rund 140 Mio Fr. wurden im Berichtsjahr Programme für über 12 000
Personen finanziert. 13

ANDERES
DATUM: 03.03.1993
MARIANNE BENTELI

Durch die Einführung einer Vorruhestandsregelung wollte der SGB 26 000
Arbeitsplätze schaffen. Mit seinem Modell "Stellentausch" schlug er vor, dass Männer ab
62 und Frauen ab 59 Jahren ihre Arbeitsplätze Erwerbslosen zur Verfügung stellen. Bis
zum Eintritt ins AHV-Alter sollten sie von der Arbeitslosenversicherung (ALV) ein
Ersatzeinkommen von mindestens 80% des letzten Lohnes erhalten. Die damit
entstehenden Nettokosten von rund 680 Mio Fr. wollte der Gewerkschaftsbund
gemeinsam durch die ALV, die Arbeitgeber und Arbeitnehmer tragen lassen. Vorteil
dieses Modells wäre, dass ältere Arbeitnehmer den Zeitpunkt ihres Rücktritts selber
wählen könnten und der Vorsorgeschutz voll erhalten bliebe. Im Nationalrat reichte die
SP-Fraktion eine entsprechende Motion für einen dringlichen Bundesbeschluss ein. Der
Vorstoss wurde von Allenspach (fdp, ZH) und Scherrer (ap, BE) bekämpft und seine
Diskussion deshalb verschoben. 14

ANDERES
DATUM: 17.12.1993
MARIANNE BENTELI

Die regionale Verteilung der Arbeitslosigkeit zeigte weiterhin das bekannte Muster. Die
niedrigste durchschnittliche Arbeitslosenquote wiesen die Kantone Uri und Appenzell-
Innerrhoden mit 1,6% sowie Graubünden mit 1,8% auf. Besonders hoch war die
Arbeitslosigkeit im Kanton Tessin (6,3%) sowie in den Westschweizer Kantonen Waadt
(6,9%), Wallis (6,5%), Neuenburg (6,3%), Genf (7,2%) und Jura (5,9%). Im zweisprachigen
Kanton Freiburg waren 5,0% der erwerbstätigen Bevölkerung ohne Arbeit. Die
Deutschschweizer Kantone mit der höchsten Arbeitslosenquote waren Solothurn
(4,6%), Schaffhausen (4,3%) und Zürich (4,1%). 15

ANDERES
DATUM: 30.12.1993
MARIANNE BENTELI
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Die PTT führten in den Kantonen Zürich, Freiburg, Jura und Tessin ein Pilotprojekt zur
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit nach dem sogenannten Solidaritätsmodell ein. Sie
nutzten dafür die im AVIG gegebene Möglichkeit, dass Pilotprojekte zur
Arbeitsbeschaffung finanziell unterstützt werden können. Nach Absolvierung eines
Einführungskurses wird ein Arbeitsloser während 12-18 Monaten in eine Gruppe von
drei freiwilligen Postbeamten mit gleichem Arbeitsort und -pensum integriert. Nach
dem Rotationsprinzip arbeiten alle vier Personen drei Wochen und beziehen dann eine
Woche Freizeit. Für Angestellte mit Betreuungspflichten reduziert sich der Lohn um
7%, für die anderen um 10%. Die Differenz bezahlt die Arbeitslosenkasse. 16

ANDERES
DATUM: 28.01.1998
MARIANNE BENTELI

Die gleiche Untersuchung wies auch auf eine Entwicklung hin, die gemäss BWA
durchaus bleibenden Charakter haben könnte, nämlich die Zunahme der befristeten
Arbeitsverhältnisse von 11% 1991 auf 18% 1997. Ohne ein Wirtschaftswachstum von 2-3%
über mehrere Jahre bestehe durchaus die Möglichkeit eines Zwei-Klassen-
Arbeitsmarktes: auf der einen Seite die besserqualifizierten Arbeitskräfte mit
unbefristeten Arbeitsverträgen, auf der anderen eine wachsende Reservearmee von
minder Qualifizierten, die nur zeitweise eine Stelle finden. Die Zahl der vorübergehend
Beschäftigten stieg im beobachteten Zeitraum von 68 000 auf 119 000 (+75%). Zudem
bestehen Anzeichen für eine sich ausbreitende Unterbeschäftigung. Während 1991
186 000 der Erwerbstätigen mit einem Anstellungverhältnis von weniger als 35 Stunden
pro Woche erklärten, sie würden gerne mehr arbeiten, waren es 1997 bereits 264 000,
was einer Zunahme um 42% entsprich. 17

ANDERES
DATUM: 27.11.1998
MARIANNE BENTELI

Ebenfalls im Sinn eines Pilotprojektes einigten sich die Sozialpartner des
Bauhauptgewerbes zusammen mit dem BWA auf ein Alters-Teilzeitmodell. Über
60jährige Arbeitnehmer sollen bis zum ordentlichen Pensionierungsalter nur noch
durchschnittlich 50 Prozent arbeiten müssen. Sie erhalten dafür 90 Prozent des letzten
AHV-pflichtigen Grundlohnes. Zwei Drittel des Lohnes übernimmt der Arbeitgeber, ein
Drittel die ALV. Als Gegenleistung müssen die Arbeitgeber für je zwei
Altersteilzeitarbeitende zwei Lehrstellen schaffen oder für je vier einen Stellenlosen
einstellen. Während der zweijährigen Pilotphase kann rund ein Viertel aller über
60jährigen Beschäftigten im Bauhauptgewerbe von diesem Modell profitieren. 18

ANDERES
DATUM: 31.12.1998
MARIANNE BENTELI

Mitte der 90er Jahre ist die Schweiz dazu übergegangen, die passive Verwaltung von
Arbeitslosentaggeldern durch einen vermehrten Einsatz aktiver
Wiedereingliederungsmassnahmen zu ersetzen. Gleichzeitig wurde die Struktur der
Arbeitsämter reformiert. In einer breit angelegten Evaluation wurden nun die Resultate
der neuen Politik wissenschaftlich untersucht. Trotz positivem Grundtenor zeigte sich
noch ein erhebliches Verbesserungspotenzial. Vor allem ein selektiverer und gezielterer
Einsatz der arbeitsmarktlichen Massnahmen und eine weitere Konzentration der
Betreuung in weniger und dafür grösseren Arbeitsvermittlungszentren könnten
offenbar die Wirksamkeit der staatlichen Arbeitslosenbetreuung noch optimieren. Das
Instrument des Zwischenverdienstes, das von rund einem Fünftel der Arbeitslosen in
der Beobachtungsperiode beansprucht wurde, erwies sich als das weitaus wirksamste.
Da bei diesen Beschäftigungen die Arbeitslosenversicherung (ALV) lediglich die
Differenz zwischen dem tatsächlich erzielten und dem (je nach Familiensituation)
garantierten Verdienst von 70-80% des früheren Einkommens bezahlen muss, ist dies
für die ALV die eindeutig billigste Lösung; zudem erhält sich der Arbeitslose mit diesen
Einsätzen „arbeitsmarktfähig“ und hat so die grösseren Chancen, wieder eine reguläre
Anstellung zu bekommen. Die Teilnahme an Beschäftigungsprogrammen scheint sich
hingegen eher kontraproduktiv ausgewirkt zu haben, während sich bei Absolventen
eines Aus- oder Weiterbildungsprogramms ein gemischtes Bild ergab. 19

ANDERES
DATUM: 31.12.2000
MARIANNE BENTELI

En avril, le Conseil fédéral a activé la clause de sauvegarde prévue dans le cadre de
l’accord sur la libre circulation des personnes entre la Suisse et l’Union européenne.
Par cette décision très attendue au sein de l’élite politique, le gouvernement a
réintroduit, dès le 1er mai de l’année sous revue, des contingents pour les
ressortissants des pays de l’UE-8 (Estonie, Hongrie, Lettonie, Lituanie, Pologne,
Slovaquie, Slovénie et République tchèque) disposant d’une autorisation de séjour de
catégorie B (indépendants ou personnes ayant un contrat de travail d’une durée
indéterminée ou supérieure à un an). Ces contingents de 2'283 autorisations sont
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valables jusqu’en mai 2013 et pourront être reconduits pour une année
supplémentaire. Pour pouvoir activer la clause de sauvegarde, le nombre
d’autorisations de séjour délivrées à des personnes des Etats concernés devait
dépasser d’au moins 10% la moyenne annuelle des permis émis au cours des trois
années précédentes. Contrairement aux autorisations de séjour de catégorie B, cette
condition n’a pas été remplie pour les autorisations de séjour de courte durée (permis
L). Par conséquent, ces dernières n’ont pas fait l’objet de restrictions sur le marché du
travail suisse. 20

Pour ce qui est de l’enregistrement du temps de travail, le Secrétariat d’Etat à
l’économie (SECO) a ouvert en septembre une procédure d’audition relative à
l’introduction d’une nouvelle disposition de la loi sur le travail. Le projet prévoit que les
travailleurs dont le revenu annuel brut dépasse les 175'000 francs ainsi que les
employés autorisés à signer selon le registre du commerce puissent renoncer à
enregistrer leur temps de travail. 21

ANDERES
DATUM: 11.09.2012
LAURENT BERNHARD

En décembre de l’année sous revue, le Conseil fédéral a dressé le bilan de
l’implémentation de la loi sur le travail au noir (LTN), entrée en vigueur en 2008. Le
gouvernement a conclu que la LTN avait globalement fait ses preuves. Néanmoins, il a
estimé que la lutte contre le travail au noir pouvait être améliorée. Le Conseil fédéral a
notamment constaté que les compétences dont disposaient les inspecteurs chargés
des contrôles ainsi que les obligations de déclaration des employeurs ne permettaient
que difficilement de prouver l’existence du travail au noir. Afin de pallier ces lacunes, le
Conseil fédéral a chargé le Département fédéral de l’économie (DFE) d’examiner, d’ici
fin 2014, la possibilité de réviser la loi ou l’ordonnance correspondante. 22

ANDERES
DATUM: 20.12.2012
LAURENT BERNHARD

En publiant le huitième rapport de la libre circulation des personnes entre la Suisse et
l’Union européenne, le Secrétariat d’Etat à l’économie (SECO) a dressé en mai, dix ans
après l’entrée en vigueur des accords bilatéraux, un bilan de ses répercussions sur le
marché du travail suisse. Le rapport a établi que l’immigration en provenance de la zone
UE/AELE avait fortement augmenté, notamment pour ce qui est de la main d’œuvre
qualifiée. Dans l’ensemble, les indicateurs à disposition ont révélé un potentiel
d'absorption très élevé du marché du travail suisse. La libre circulation des personnes a
largement contribué à la croissance de l’emploi et de l’économie. En outre, le rapport a
conclu que la structure salariale était restée stable. L’ouverture du marché du travail
n’a pas engendré d’érosion sur les bas salaires. Les conventions collectives de travail et
les mesures d'accompagnement ayant contribué à ce résultat. 23

ANDERES
DATUM: 31.12.2012
LAURENT BERNHARD

En avril, le Conseil fédéral a activé la clause de sauvegarde à l’égard des employés en
provenance des 17 anciens membres de l’Union européenne (UE-17). En même temps,
celle portant sur les ressortissants des huit pays d’Europe de l’Est (UE-8) a été
prolongée. Par ces décisions très attendues au sein de l’élite politique suisse, le Conseil
fédéral a contingenté, pour la durée d’une année, les autorisations de séjour de
catégorie B (autorisations d'une durée de cinq ans) à 2'180 pour les Etats de l’UE-8 et à
53'700 pour ceux de l’UE 17. Selon les accords sur la libre circulation des personnes
(ALCP), le gouvernement suisse avait la possibilité de réintroduire unilatéralement des
contingents jusqu'au 31 mai 2014 au plus tard à condition que le nombre d'autorisations
de séjour ou d'autorisations de séjour de courte durée dépasse d'au moins 10 % la
moyenne annuelle des autorisations émises au cours des trois années précédentes. En
revanche, le Conseil fédéral a décidé de ne pas activer la clause de sauvegarde pour ce
qui est des autorisations de séjour de courte durée (catégorie L) bien que le seuil
permettant d’y avoir recours ait été atteint dans le cas des ressortissants des anciens
pays membres de l’Union européenne. 24

ANDERES
DATUM: 24.04.2013
LAURENT BERNHARD
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La libre circulation des personnes entre la Suisse et l’Union européenne (UE) devra
être étendue à la Croatie suite à l’adhésion de ce pays à l’UE le 1er juillet 2013. Comme
cela fut le cas pour les Etats de l’Europe de l’Est (UE-8) et pour la Roumanie et la
Bulgarie (UE-2), la Suisse a négocié avec Bruxelles un protocole additionnel qui fixe les
modalités de cette extension. L’ouverture du marché suisse de l’emploi aux
ressortissants croates se fera de manière progressive. En principe, la Suisse pourra
restreindre unilatéralement l’immigration des employés croates pendant une période
de dix ans. Plus précisément, le protocole additionnel prévoit que la Suisse aura le droit
de restreindre l’accès de la main-d’œuvre croate à son marché du travail notamment
par l’instauration de contingents. A l’issue de ces sept ans, la Suisse aura la possibilité,
sous certaines conditions quantitatives, d’activer unilatéralement la clause de
sauvegarde à l’égard de la Croatie. 25

ANDERES
DATUM: 28.08.2013
LAURENT BERNHARD

S’agissant de l’initiative du Département fédéral de l’économie, de la formation et de
la recherche (DEFR) visant à combattre la pénurie de main d’œuvre qualifiée, le
Conseil fédéral Johann Schneider-Amman a réuni en mai autour d’une table ronde les
représentants des cantons et des partenaires sociaux. Sur la base d’un rapport datant
de 2011, les participants ont déterminé quatre champs d’action visant à promouvoir le
recours au potentiel offert par la main-d’œuvre suisse. Les parties prenantes ont
convenu de relever le niveau de qualification et de formation, d’améliorer la
conciliation entre vie professionnelle et vie familiale, de créer de meilleures conditions
de travail pour les employés plus âgés et d’encourager l’innovation en vue d’accroître la
productivité. En novembre, le Conseil fédéral a adopté un ensemble de mesures
portant sur une durée de quatre ans (2015 à 2018). Les cantons et les partenaires
sociaux se sont engagés à prendre des mesures supplémentaires dans leurs domaines
de compétences respectifs. 26

ANDERES
DATUM: 06.11.2013
LAURENT BERNHARD

Le Secrétariat d’Etat à l’économie (SECO) a publié en juin le neuvième rapport de
l’Observatoire sur la libre circulation des personnes relatif aux répercussions de la
libre circulation des personnes. L’accord sur la libre circulation des personnes (ALCP)
conclu entre l’Union européenne (UE) et la Suisse, qui est en vigueur depuis onze ans, a
eu pour conséquence une forte augmentation de l’immigration en provenance des
Etats de l’UE et de l’Association européenne de libre-échange (AELE). Celle-ci s’est
élevée en moyenne à 38'400 personnes par année, alors que le solde migratoire était
légèrement négatif en ce qui concerne ces pays avant que l’ALCP ne prenne effet. Le
rapport dresse un bilan largement positif. Face à cette hausse sensible de
l’immigration, le marché suisse du travail a fait preuve d’une bonne capacité
d’absorption. De manière générale, les observations à long terme tenant compte de
plusieurs cycles conjoncturels indiquent que l’immigration induite par la libre
circulation des personnes n’a pas augmenté le taux de chômage. L’analyse plus détaillée
révèle que la seule exception concerne cependant les personnes hautement qualifiées
nées en Suisse. Pour cette catégorie, le taux de chômage a augmenté de 0,2%. Le
rapport établit par ailleurs que les mesures d’accompagnement ayant pour but de lutter
contre la baisse des salaires se sont révélées efficaces. Finalement, l’immigration a
ralenti le vieillissement de la population en Suisse et a amélioré les comptes de l’AVS. 27

ANDERES
DATUM: 31.12.2013
LAURENT BERNHARD

Dans le cadre de la lutte contre les abus, les activités de contrôle liées aux mesures
d’accompagnement à la libre circulation des personnes ont augmenté de 22% en 2013
par rapport à 2012 selon le Secrétariat d’Etat à l’économie (SECO). Ces contrôles ont
débouché sur des constats de sous-enchères salariales dans 8% des cas et sur des
soupçons d’infraction aux minima fixés par les conventions collectives du travail (CCT)
dans 25%. Le SECO a fait savoir que ces contrôles allaient être renforcés en 2014. 28

ANDERES
DATUM: 31.12.2013
LAURENT BERNHARD

Le Conseil fédéral a adopté en août son message portant sur la ratification de la
convention de l’Organisation internationale du travail (OIT) concernant le travail
décent pour les travailleuses et travailleurs domestiques. Cette convention, signée en
2011, a pour but de garantir aux travailleurs domestiques un traitement qui ne soit pas
moins favorable que celui accordé aux autres travailleurs. Elle comporte également des
dispositions au niveau des conditions de vie et de travail (temps de travail,
rémunération, sécurité et santé au travail). C’est le Conseil des Etats qui se penchera le
premier sur cet objet a priori peu controversé, étant donné que la ratification

ANDERES
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n’entraînerait aucune modification des dispositions législatives du droit suisse. 29

Le Conseil fédéral instaure une rente-pont pour les chômeurs en fin de droits de plus
de 60 ans, afin d'assurer leurs besoins vitaux. Pour y prétendre, ils devront avoir cotisé
au minimum 20 ans avec un revenu annuel équivalent au seuil d'accès au deuxième
pilier. Les personnes au bénéfice d'une rente AVS ou disposant d'une fortune
supérieure à 100'000 francs n'y auront pas accès. Cette mesure coûtera 95 millions de
francs par an. Hormis l'UDC, les partenaires sociaux et la majorité des partis ont
approuvé la création de la rente-pont. 30

ANDERES
DATUM: 15.05.2019
DIANE PORCELLANA

Arbeitnehmerschutz

Gleich wie der Bundesrat bedauerten die Räte hingegen, dass die Schweiz das bei
gleicher Gelegenheit angenommene Ubereinkommen Nr. 167, welches die Förderung
der Sicherheit und Gesundheit auf den Baustellen beinhaltet, nicht unterzeichnen
kann, da die selbständigen Erwerbstätigen in der Schweiz nicht vom Geltungsbereich
der Unfallverhütungsgesetzgebung erfasst werden. Nationalrat Leuenberger (sp, SO)
versuchte mit einer Motion, eine Ausdehnung des Geltungsbereiches des
Versicherungsobligatoriums und damit zusammenhängend der
Unfallverhütungsvorschriften auf Selbständigerwerbende zu erreichen. Der Bundesrat
war bereit, die Motion als Postulat entgegenzunehmen, doch wurde sie von Allenspach
(fdp, ZH) bekämpft und konnte deshalb nicht abschliessend behandelt werden. 31

ANDERES
DATUM: 14.12.1990
MARIANNE BENTELI

Die Gewerkschaft Textil, Chemie, Papier (GTCP) forderte rechtsverbindliche
Richtlinien zur Regelung der Arbeitssicherheit bei der Forschung und Produktion von
bio- und gentechnologischen Erzeugnissen. Die Anwendung der heutigen, von der
Schweizerischen Kommission für biologische Sicherheit (SKBS) empfohlenen Richtlinien
erachtet die Gewerkschaft als ungenügend, da sie auf Freiwilligkeit beruhen. 32

ANDERES
DATUM: 19.04.1991
MARIANNE BENTELI

Durch die Ablehnung des EWR-Vertrages in der Volksabstimmung vom 6. Dezember
wurden diese Gesetzesänderungen – gleich wie die Motionen zum Sozialdumping –
hinfällig.

ANDERES
DATUM: 06.12.1992
MARIANNE BENTELI

Diskussionslos stimmte auch die grosse Kammer als Zweitrat der Ratifizierung des IAO-
Übereinkommens Nr. 172 (Arbeitsbedingungen im Gastgewerbe) zu. Die Schweiz
übertrifft die darin geforderten Mindeststandards bei weitem, ratifiziert das Abkommen
aber, um damit einen gewissen Druck auf andere Länder insbesondere in der Dritten
Welt auszuüben, ebenfalls minimale Arbeitsbedingungen vorzuschreiben. 33

ANDERES
DATUM: 16.03.1993
MARIANNE BENTELI

Die im Vorjahr im Rahmen von Swisslex vom Parlament beschlossene und auf den 1.Mai
1994 in Kraft gesetzte Änderung der obligationenrechtlichen Bestimmungen über den
Arbeitsvertrag, wonach Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer angehört werden
müssen, wenn Massentlassungen anstehen, trug erste Früchte. Die 340 von der
Schliessung ihres Betriebs betroffenen Angestellten der Monteforno-Werke in Bodio
(TI) erreichten so nach einer viertägigen Arbeitsniederlegung, dass der von der
Unternehmerseite vorgelegte Sozialplan deutlich nachgebessert werden musste.

Weniger Glück hatten die rund 100 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der zum
Textilunternehmen Gasser gehörenden Baumwollspinnerei in Kollbrunn (ZH). Wegen
des rüden Umgangsstils ihres Arbeitgebers, der wegen versuchten Missbrauchs der
Arbeitslosenversicherung auch vom BIGA scharf gerügt worden war, hatten die
Angestellten einen halbtägigen Warnstreik durchgeführt, worauf Gasser das Werk
kurzerhand schloss und die Belegschaft auf die Strasse stellte. Da diese
Massenentlassung vor dem Inkrafttreten der neuen obligationenrechtlichen Regelung
stattfand, waren die Kündigungen auch ohne Vorliegen eines Sozialplans rechtlich nicht
anfechtbar. 34
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MARIANNE BENTELI

01.01.90 - 01.01.20 8ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Auf Anfang des Berichtsjahres trat die Richtlinie Nr. 6508 der Eidg.
Koordinationskommission für Arbeitssicherheit (EKAS) in Kraft. Damit wurden neu
praktisch alle Betriebe in der Schweiz gesetzlich verpflichtet, das Gefahrenpotential,
dem ihre Arbeitnehmer am Arbeitsplatz ausgesetzt sind, einzuschätzen und je nach
Resultat geeignete Vorkehrungen zur Arbeitssicherheit zu treffen. Kritiker
(insbesondere der Kaufmännische Verband Zürich) warfen den neuen Vorschriften vor,
ihre Umsetzung verursache unverhältnismässig hohe Kosten, sei zu sicherheitslastig
und verkenne die wichtigsten Gesundheitsrisiken am Arbeitsplatz (Stress, Mobbing
usw.). 35

ANDERES
DATUM: 26.01.2000
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat wollte durch eine Teilrevision des Obligationenrechts einen besseren
Schutz für so genannte Whistleblower, also Arbeitnehmer, die in der Öffentlichkeit auf
Missstände an ihrem Arbeitsplatz hinweisen, erreichen. Die Vorlage wurde jedoch in der
Vernehmlassung von verschiedenen Seiten kritisiert. Während die SVP und
verschiedene Wirtschaftsverbände erklärten, eine solch komplexe Materie lasse sich
nicht gesetzlich regeln, gingen die bundesrätlichen Vorschläge der SP, den Grünen und
den Gewerkschaften nicht weit genug. Aufgrund dieser Ergebnisse hat der Bundesrat
entschieden, die Teilrevision vorerst auf Eis zu legen und stattdessen die im
vorhandenen Recht vorgesehenen Sanktionen bei missbräuchlichen Kündigungen zu
überprüfen. 36

ANDERES
DATUM: 18.12.2009
NATHALIE GIGER

Ein Gericht in Genf hat entschieden, dass das Kaufhaus Manor eine Verkäuferin und
Gewerkschaftsaktivistin zumindest vorläufig wieder einstellen muss. Sie war entlassen
worden, nachdem sie sich in der Presse negativ über die Arbeitsbedingungen bei Manor
geäussert hatte. Dieses Urteil hat Vorbildscharakter, weil in der Schweiz kein Recht auf
Wiedereinstellung bei gewerkschaftsfeindlichen Entlassungen besteht – ein Umstand
den der Schweizerische Gewerkschaftsbund auch vor die Internationale
Arbeitsorganisation gebracht hat. 37

ANDERES
DATUM: 31.12.2009
NATHALIE GIGER

Im Berichtsjahr wurden verschiedene Bemühungen unternommen, um die rechtlichen
Möglichkeiten von Asbestopfern zu verbessern. Während sich der Nationalrat in
mehreren Vorstössen gegen eine Verlängerung der Verjährungsfristen ausgesprochen
hatte (beispielsweise eine parlamentarische Initiative Heim, sp, SO), soll der rechtliche
Schutz der Asbestopfer nun über das Haftpflichtrecht verbessert werden. Dazu hat der
Bundesrat das Justiz- und Polizeidepartement angewiesen eine entsprechende
Vernehmlassung vorzubereiten. Zu klären ist nicht nur die Verlängerung der absoluten
Verjährungsfristen, sondern etwa auch die Dauer der sogenannten relativen Verjährung,
welche ab Kenntnis des Schadens läuft. 38

ANDERES
DATUM: 31.12.2009
NATHALIE GIGER

Le projet de durcissement en matière de licenciements abusifs, qui a été mis en
consultation par le Conseil fédéral du 1er octobre 2010 au 14 janvier 2011, a suscité des
réactions très contrastées. Alors que la gauche et les syndicats ont salué le principe de
cette réforme, la droite, les milieux économiques ainsi que plusieurs cantons l’ont
rejetée de manière catégorique. En particulier, l’augmentation de l’indemnité maximale
en cas de licenciement abusif de six à douze mois de salaires ainsi que l’interdiction de
licenciement de représentants du personnel ont fait l’objet de vives critiques. 39

ANDERES
DATUM: 31.12.2011
LAURENT BERNHARD

Afin de mieux protéger contre un licenciement les lanceurs d’alerte
(« Whistleblower »), c’est-à-dire les personnes qui signalent des faits répréhensibles
sur leur lieu du travail, le Conseil fédéral a chargé en novembre le Département de
justice et police de rédiger un message sur la révision partielle du code des obligations
(CO). En 2009, la consultation avait témoigné de la nécessité d’un nouvel article en la
matière. 40

ANDERES
DATUM: 31.12.2012
LAURENT BERNHARD
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En raison de la controverse qu’avait soulevée la consultation du projet de durcissement
en matière de licenciements abusifs en 2011, le Conseil fédéral a décidé de charger le
Département de justice et police de rédiger, en collaboration avec le Département
fédéral de l'économie, une étude approfondie sur les conditions et les aspects
déterminants de la protection des représentants des travailleurs face aux
licenciements. Le but étant d’obtenir des informations pertinentes qui recueillent l'aval
des partenaires sociaux. Le Conseil fédéral a annoncé qu’il se baserait également sur
les résultats de cette étude afin de juger de la nécessité d’une augmentation de la
protection contre les licenciements abusifs. 41

ANDERES
DATUM: 31.12.2012
LAURENT BERNHARD

Suite aux licenciements des grévistes de l’hôpital de La Providence à Neuchâtel (cf.
section « Grèves »), le syndicat suisse des services publics (SSP) a saisi l’Organisation
internationale du travail (OIT). La Suisse a ratifié les conventions de l’OIT sur la liberté
syndicale et la protection du droit syndical, mais n’a pas encore entériné de loi
conforme au droit international. Cette plainte s’ajoute à celle que l’Union syndicale
suisse (USS) avait déposée en 2003 et réactivée en 2012. Par ce biais, les milieux
syndicaux entendent augmenter la pression sur les autorités fédérales afin qu’elles
mettent en place une législation qui protège davantage les personnes de confiance, les
militant(e)s syndicaux et autres membres de commissions d’entreprise contre les
licenciements. Pour rappel, le Conseil fédéral avait chargé en 2012, dans l’optique de
relancer un projet de loi sur un durcissement en matière de licenciements abusifs, le
Département fédéral de justice et police (DFJP) de rédiger, en collaboration avec le
Département fédéral de l’économie, de la formation et de la recherche (DEFR), une
étude approfondie à ce sujet. 42

ANDERES
DATUM: 31.12.2013
LAURENT BERNHARD

En mai, la commission des affaires juridiques du Conseil national (CAJ-CN) a donné
suite à une initiative parlementaire Leutenegger (plr, ZH) visant à reconnaître la licéité
d’actes délictueux en la matière à condition qu'ils soient commis dans un objectif de
sauvegarder des intérêts supérieurs et qu’ils restent circonscrits aux limites de la
proportionnalité. La CAJ du Conseil des Etats aura l’occasion de prendre sa décision
sur cette modification du Code pénal au cours de l’année prochaine. 43

ANDERES
DATUM: 31.12.2013
LAURENT BERNHARD

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sozialhilfe

Die Präsidenten des Verbandes schweizerischer Arbeitsämter (VSAA), der
Schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe (SKOS) und der schweizerischen IV-Stellen-
Konferenz plädierten Anfang Jahr für eine bessere Kooperation unter den
Organisationen der sozialen Sicherheit. Sie forderten die Einrichtung medizinischer
und arbeitsmarktlicher Assessment-Zentren, damit die Abklärungen zur Reintegration
von Menschen, die aus dem Arbeitsmarkt zu fallen drohen, möglichst früh erfolgen
können. In solchen Zentren soll rasch entschieden werden, wie eine betroffene Person
am besten wieder in den Arbeitsmarkt integriert werden kann. Dabei wäre auch zu
klären, welcher Zweig der sozialen Sicherung – Invalidenversicherung,
Arbeitslosenversicherung oder Sozialhilfe – die Massnahmen durchzuführen und zu
finanzieren hat. Von einem solchen gemeinsamen Vorgehen erwarten die Verbände
mehr Effizienz und damit tiefere Kosten. Nach Angaben der drei Verbände beziehen in
der Schweiz durchschnittlich rund 145'000 Personen Leistungen aus der
Arbeitslosenversicherung, ungefähr 260'000 Menschen erhalten eine IV-Rente und ca.
300'000 werden ganz oder teilweise mit Leistungen aus der Sozialhilfe unterstützt.
Bezieht man die Familienmitglieder mit ein, sind rund 10% der Bevölkerung auf eines
der drei Auffangnetze der sozialen Sicherheit angewiesen.(Zur 5. IV-Revision, die
ebenfalls auf eine rasche Reintegration in den Arbeitsmarkt setzt, siehe hier) 44
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